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Projektentwicklung in Abstimmung 
mit der Öffentlichen Widmung
Bebauungsplan, Mehrwert und Infrastruktur

VORAUSSETZUNGEN

Im Rahmen von größeren Stadtentwick-
lungen sind einzelne Projektentwicklun-
gen häufig ganz besonderen Rahmenbe-
dingungen unterworfen.

Das Ziel, gesamthafte Stadtentwick-
lungskonzepte umzusetzen, basiert auf 
der Überlegung, sämtliche für das Funk-
tionieren moderner Städte erforderlichen 
Infrastruktureinrichtungen in Zusammen-
hang mit komplexen Gewerbeprojekten 
und Wohnprojekten neu zu definieren 
und hierfür die entsprechenden Voraus-
setzungen zu schaffen.

Da sämtliche Flächenwidmungs- und Be-
bauungspläne in großen Städten nahezu 
gesamthaft über die zu entwickelnden 
Areale vorhanden sind, ist es notwendig 
Bausperren zu verhängen, um in diesem 
Zuge Neuwidmungen und Bebauungs-
pläne zu ermöglichen.

Masterplanung

Architekten und Raumplaner werden häu-
fig mit einer Masterplanung für Stadtteile 
beauftragt, um so die Grundvoraussetzung 
für Neuentwicklungen und Anhaltspunkte 
für die Gesamtbebauung zu schaffen. In 
diesem Zusammenhang ist es besonders 
wichtig, die vorhandenen Verkehrs- und 
Infrastruktureinrichtungen zu berücksichti-
gen, wobei für die zukünftige Bebauung die 
vorhandenen U-Bahn-Trassen und Röhren 
eine wesentliche Rolle spielen.

In diesem Zusammenhang sei erwähnt, 
dass auch die Höhenlage der U-Bahn-
Trasse in Hinblick auf die wirtschaftliche 
Projektentwicklung besonders bereits im 
Zuge der Masterplanung zu berücksich-
tigen ist, um nicht durch vorgegebene 
Konzeptionen einen erheblichen Mehr-
aufwand für z.B. erforderliche Brücken-
bauten zu produzieren.

Infrastruktur – Medien
 
Im Regelfall sind die vorhandenen Kanä-
le, Stromanschlüsse, Wasseranschlüs-
se, etc. nicht ausreichend für die zukünf-
tige Entwicklung von größeren Projekten 
ausgelegt, wodurch es notwendig wird 
seitens der öffentlichen Hand entspre-
chende Budgets vorzusehen, um die zu-
sätzlich erforderlichen Medien-Infrastruk-
turmaßnahmen durchführen zu können.

Verkehrsinfrastruktur 

Die zusätzlich notwendigen Straßen-
bauten, welche im Rahmen von Master-
planungen erforderlich werden um den 
Verkehrsanschluss einzelner Objekte 
sicherzustellen, sind ein weiterer Wirt-
schaftsfaktor, welcher eine zusätzliche 
Belastung für die öffentlichen Budgets 
generiert.

Mehrwert

Im Zusammenhang mit der Finanzierung 
für die notwendigen Medien-Infrastruk-
turanlagen und die Verkehrsinfrastruktur-

aufwendungen ist die Idee entstanden, 
welche erstmals in Paris im Zuge der 
Entwicklung von „La Defense“ entstan-
den ist, diese erforderlichen Erschlie-
ßungsmaßnahmen über einen Mehrwert 
zu finanzieren. Dieser Mehrwert errech-
net sich, indem die Bruttogeschoßfläche 
anhand des zu realisierenden Projektes 
errechnet wird und von dieser Fläche 
die Bruttogeschoßfläche der virtuellen 
zu produzierenden Bruttogeschoßfläche 
einer Liegenschaft, welche im ursprüng-
lichen Bebauungsplan erzielbar wäre, 
abgezogen wird. Die Differenz dieser 
Flächenberechnung sollte nunmehr dem 
Entwickler eines Projektes mit einem 
Kostenfaktor pro m2 als so genannter 
Mehrwert vorgeschrieben werden.

Diese Art der Finanzierung von Infra-
struktureinrichtungen mag durchaus ein 
plausibler Weg sein, für die öffentliche 
Hand zusätzliche Mittel zu akquirie-
ren, ist allerdings mit einer Vielzahl von 
Rechtsproblemen behaftet. Insbeson-
dere muss darauf Rücksicht genommen 
werden, dass für nebeneinander liegen-
de Projekte, welche möglicherweise nur 
durch eine Grenze eines so genannten 
Mehrwertgebietes getrennt sind, ein er-
hebliches wirtschaftliches Ungleichge-
wicht entsteht. Zum anderen bedingt 
jeder Mehrwert auch einen Minderwert, 
was bedeuten würde, dass jene Grund-
eigentümer, welche durch die Projekt-
entwicklung eine Reduzierung ihrer er-
zielbaren Bruttogeschoßfläche erfahren, 
auch Anspruch auf einen Minderwert 
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hätten. Für diese Art der Finanzierung 
ist die Diskussion eröffnet und es wird 
noch spannend sein abzuwarten, welche 
Form letztendlich zu einer rechtsgültigen 
und abgesicherten Umsatzmodalität für 
Projektentwickler führen wird.

FLÄCHENWIDMUNGS- 
UND BEBAUUNGSPLAN

Idealerweise wird in Gebieten, welche 
einem Stadtentwicklungskonzept und 
somit einem Masterplan unterliegen, 
das bestmögliche Projekt für eine Lie-
genschaft durch einen Architektenwett-
bewerb ermittelt. Da es sich häufig bei 
der Realisierung von solchen Projekten 
um private Bauträger handelt, sind die-
se gut beraten im Zusammenwirken mit 
der Stadtverwaltung ein entsprechendes 
Gutachterverfahren (geladener Wettbe-
werb) gemeinsam mit der Stadt, fest-
gelegten Architektenteams und Juroren 
durchzuführen. Es möge auch in die-
sem Zusammenhang erwähnt sein, dass 
durch die Ermöglichung von Chancen-
gleichheit in Wettbewerben häufig das 
beste Projekt für die zu entwickelnde 
Liegenschaft erzielt wird. Hier wird als 
durchaus attraktives Modell auch die 
Möglichkeit gesehen, Architekten aus 3 
Teams einzuladen, und zwar wie folgt:

> Architekten, welche bekannt sind 
oder bereits mit dem Auftraggeber 
zusammengearbeitet haben

> Architekten, welche für das zu entwi-
ckelnde Projekt entsprechende Refe-
renzen nachweisen können

> Jungarchitekten, welche aus einem 
Topf gezogen werden

Durch diesen Mix ist es durchaus möglich 
besonders attraktive Projektlösungen zu 
entwickeln.

Jenes Projekt, welches dann von der 
Jury als das best geeignete auserkoren 
wird, soll dann als Grundlage für den 
Flächenwidmungs- und Bebauungsplan 
herangezogen werden.

Es ist anzuraten, für die tatsächliche Re-
alisierung von Flächenwidmungs- und 
Bebauungsplänen round-tables zu or-
ganisieren, welche sämtliche befassten 
Behörden, sowie den Projektentwick-
ler, den Architekten und gegebenenfalls 
auch sonstige erforderliche Sonderpla-
ner mit einbezieht.

> vgl. Abb. 1

Die in diesem Behördensitzungsplan dar-
gestellten Gespräche sollten möglichst 
in Form von round-tables, um Missver-
ständnisse hinten anzuhalten, mit ent-
sprechender Protokollierung abgeführt 
werden, bis der so genannte Gründruck 

Abb. 1: Behördenbesprechung - Flächenwidmung
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als Grundlage für den späteren rechts-
gültigen Rotdruck festgelegt ist.

INFRASTRUKTUR, MEDIEN/VERKEHR

Die in der Masterplanung festgelegten 
zusätzlichen Medienversorgungsnot-
wendigkeiten sind nach Vorliegen des 
entsprechenden Projektes genauso wie 
die Flächenwidmung und der Bebau-
ungsplan mit den Behörden abzuklären. 

> vgl. Abb. 2

Ein wesentlicher Teil dieser Diskussi-
on und Auseinandersetzung ist natür-
lich die Frage der Finanzierbarkeit der 
entsprechenden zusätzlichen baulichen 
Maßnahmen, ebenso wie die Termini-
sierung der tatsächlichen Durchführung 
und Fertigstellung von Medien und ge-
gebenenfalls erforderlichen Verkehrsan-
bindungen.

Da die zu Grunde liegenden Fragen nur 
durch intensivste Zusammenarbeit mit 
den öffentlichen Stellen sowie den priva-
tisierten Gesellschaften lösbar sind ist zu 
empfehlen, mit dieser Tätigkeit unmittel-
bar nach Vorliegen eines entsprechenden 
Projektvorentwurfes zu beginnen. Die 
nicht zeitgerechte Realisierung sämtlicher 
Straßen, Kanäle, etc. durch die öffentliche 
Hand führt zu erheblichen Projektverzö-
gerungen und damit auch zu massiven 
wirtschaftlichen Einbußen für den Projekt-
entwickler. Hier kann auch die Möglichkeit 
von PPP (public private partnership) Mo-
dellen diskutiert werden, da es durchaus 
sinnvoll erscheinen kann, dass durch pri-
vate die Infrastruktureinrichtungen errich-
tet werden und durch die öffentliche Hand 
die notwendigen Grundabtretungen etc. 
organisiert werden.

Selbstverständlich sollte bei einer sol-
chen Investition durch private auch ein 
entsprechender Rückfluss aus dieser Fi-
nanzierung erfolgen können, sodass die 
Investition auch einer wirtschaftlichen 
Tätigkeit entsprechen kann.

FLÄCHENARRONDIERUNG/
BAUPLATZ

In weiterer Folge ist im Zuge der Wirkung ei-
ner Baugenehmigung eine entsprechende 
Bauplatzschaffung erforderlich. Im Regel-

fall handelt es sich bei Entwicklungsgebie-
ten hierbei um notwendige, im Zuge des 
Masterplanes und der entsprechenden Ver-
kehrsführungen erforderliche, Abtretungs- 
und/oder Ankauf- bzw. Einbindungsverpfli-
chungen von zusätzlichen Flächen.

Abb. 2: Behördenbesprechung - Infrastruktur
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Dieses Zusammenlegen und Abtreten 
von Flächen zu einem Bauplatz wird un-
ter dem Begriff „Flächenarrondierung“ 
geführt. In diesem Zusammenhang ist 
anzuraten, bereits nach Vorliegen des 
Vorentwurfes des Projektes, welches 
letztlich zum Flächenwidmungsbebau-
ungsplan führen soll, möglichst rasch in 
entsprechenden Grundstücksverhand-
lungen zu treten. Handelt es sich einer-
seits bei erforderlichen Abtretungen um 
relativ einfache Vorgänge im Zuge der 
Projektentwicklung, so ist der Ankauf 
von grundsätzlich notwendigen Liegen-
schaften, sei es von der öffentlichen 
Hand oder von privaten, doch einem 
erheblichen Zeitaufwand unterlegen. 
Um die entsprechende Flächenarron-
dierung überhaupt einmal festzulegen 
und die Notwendigkeit und Rechtsgül-

tigkeit sicherzustellen, empfiehlt sich 
auch in diesem Zusammenhang eine 
entsprechende Behördenbesprechung 
im Zuge von round-table-Gesprächen 
zu führen. 

> vgl. Abb. 3

Hier ist auch zu berücksichtigen, dass 
insbesondere in der Nähe von Eisen-
bahnanlagen und U-Bahn-Anlagen das 
Eisenbahngesetz zu berücksichtigen 
ist, was allenfalls bereits in der Flächen-
widmungs- und Bebauungsplanung zu 
erforderlichen Abstimmungen mit den 
Sondergesellschaften der öffentlichen 
Hand führen kann. Die Frage der Preise 
der zu arrondierenden Grundstücke, ins-
besondere jene der öffentlichen Hand, 
unterliegt im Regelfall dem Vergleichs-

wertverfahren und ist vom Projektent-
wickler kaum verhandelbar. Dies bedeu-
tet, dass bereits in der Projektkalkulation 
und in der Wirtschaftlichkeitsberechnung 
entsprechende wirtschaftliche Vorkeh-
rungen zu treffen sind.
 

ZUSAMMENFASSUNG

Die Projektentwicklung im Rahmen 
von Stadtentwicklungskonzepten, wel-
che auf Basis von konkreten Master-
planungen durchgeführt wird, ist eine 
hochinteressante und komplexe Aufga-
be, welche nur durch äußerst intensive 
Zusammenarbeit mit den öffentlichen 
Stellen zu bewerkstelligen ist. Es ist 
besonders wichtig, durch strukturierte 
Entwicklungsmaßnahmen und Projekt-
entwicklungsabläufe die terminliche Ge-
staltung dieser Aufgabe möglichst zügig 
zu halten.

Auch ein Behördenterminplan sollte mit 
den entsprechenden Stellen akkordiert 
und aufgelegt werden um so eine ge-
meinsame Terminisierung umsetzen zu 
können. 

Abb. 3: Behördenbesprechung – Flächenarrondierung

abstimmung
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